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GEMEINDEORDNUNG                                                       
der Politischen Gemeinde Oberdorf 
(GO) 

vom 20. November 2013
1
 

Die Gemeindeversammlung von Oberdorf ,  

gestützt auf Artikel 71 und 76 der Kantonsverfassung
2
 und in Ausfüh-

rung von Art. 13 Abs. 1 des Gemeindegesetzes (GemG)
3 

beschl iesst:  

I. ORGANISATION 

Art. 1 Zweck 

Diese Gemeindeordnung umschreibt die Organisation der Politischen 
Gemeinde Oberdorf. 

Art. 2 Gemeindeversammlung 

1 Die Gemeindeversammlung ist das oberste Organ der Gemeinde. 

2 Die Wahlen und Abstimmungen über Sachgeschäfte erfolgen offen 
innerhalb der Gemeindeversammlung, sofern die Urnenwahl bzw. die 
Urnenabstimmung nicht von der Gesetzgebung vorgeschrieben ist, vom 
Gemeinderat verordnet oder aufgrund eines rechtsgültigen Begehrens 
der Stimmberechtigten beantragt wurde. 

3 Aufgaben und Befugnisse der Gemeindeversammlung richten sich 
nach den Bestimmungen des Gemeindegesetzes. 

Art. 3 Technische Hilfsmittel 

1 Die Verwendung technischer Hilfsmittel zur Aufnahme von Ton für 
die Protokollführung ist zulässig. 

2 Die Aufzeichnungen werden nach der Genehmigung des Protokolls 
gelöscht. 
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Art. 4 Urnenabstimmungen und Urnenwahlen im Rahmen der 
Gemeindeversammlung 

Urnenabstimmungen und Urnenwahlen sind unter Vorbehalt von Art. 5 
im Rahmen der Gemeindeversammlung durchzuführen. 

Art. 5 Urnenabstimmungen und Urnenwahlen getrennt von 
der Gemeindeversammlung 

1 Folgende Urnenabstimmungen und Urnenwahlen sind getrennt von 
der Gemeindeversammlung durchzuführen: 
1. Wahl der Abordnung in den Landrat, 
2. Wahl der Mitglieder des Gemeinderates und aus dessen Mitte das 

Präsidium und das Vizepräsidium, 
3. Wahlen und Abstimmungen, die auf Anordnung des Gemeindera-

tes oder auf Grund eines rechtsgültigen schriftlichen Begehrens der 
Stimmberechtigen verlangt werden. 

2 Urnenabstimmungen über Erlasse und Sachgeschäfte finden in der 
Regel zusammen mit einer eidgenössischen Abstimmung statt. 

Art. 6 Veröffentlichungen 

Publikationsorgan für die gemäss der Gemeindegesetzgebung vorzu-
nehmenden Veröffentlichungen ist das Amtsblatt des Kantons Nidwal-
den. 

Art. 7 Zustellung von Unterlagen an die Stimmberechtigten 
1. Gemeindeversammlung 

1 Die Geschäftsordnung, das Budget, die Jahresrechnung und die zu 
behandelnden Erlasse sind allen Haushaltungen zuzustellen. Die Zu-
stellung hat mindestens zehn Tage vor der Gemeindeversammlung zu 
erfolgen. 

2 Das Budget und die Jahresrechnung müssen mindestens die Haupt-
gruppen der Konti umfassen. Die vollständige Ausfertigung des Budgets 
und der Jahresrechnung ist in der Gemeindekanzlei zuhanden der 
Stimmberechtigten aufzulegen. 

Art. 8 2. Urnenabstimmungen und Urnenwahlen 

1 Bei Urnenabstimmungen und Urnenwahlen im Rahmen der Gemein-
deversammlung wird das Stimmmaterial den Stimmberechtigten vor 
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dem Versammlungslokal abgegeben; sie erhalten das amtliche Stimm-
couvert und den amtlichen Stimmzettel. 

2 Die Zustellung von Unterlagen für Urnenabstimmungen und Urnen-
wahlen, die getrennt von der Gemeindeversammlung durchgeführt wer-
den, richtet sich nach der kantonalen Gesetzgebung. 

II. GEMEINDERAT 

Art. 9 Zusammensetzung 

Der Gemeinderat besteht aus sieben Mitgliedern. 

Art. 10 Wahlverfahren 

Die Wahlen in den Gemeinderat sind so festzusetzen, dass alle zwei 
Jahre drei bzw. vier Mitglieder zu wählen sind. 

Art. 11 Aufgaben und Befugnisse 

1 Die Aufgaben und Befugnisse des Gemeinderates richten sich nach 
den Bestimmungen der kantonalen Gesetzgebung sowie nach dieser 
Gemeindeordnung. 

2 Jedem Mitglied des Gemeinderates werden ein oder mehrere Ar-
beitsbereiche zugeordnet. Eine Auflistung der Arbeitsbereiche und ihre 
Zuteilung zu den einzelnen Ratsmitgliedern wird in geeigneter Form 
veröffentlicht. 

Art. 12 Finanzkompetenzen 

1 Der Gemeinderat ist zuständig für die Beschlussfassung 
1. über alle Ausgaben, die durch eidgenössisches oder kantonales 

Recht der Politischen Gemeinde verbindlich vorgeschrieben sind; 
2. über alle Ausgaben, für die dem Gemeinderat durch die Gesetzge-

bung oder durch Beschluss der Gemeindeversammlung Vollmacht 
erteilt ist. 

2 Der Gemeinderat ist unabhängig von den Bestimmungen in Abs. 1 
zuständig für die Beschlussfassung: 
1. für alle frei bestimmbaren, einmaligen Ausgaben bis CHF 

50'000.00; 
2. über alle frei bestimmbaren, jährlich wiederkehrenden Ausgaben 

bis CHF 10'000.00. 
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Art. 13 Geschäftsordnung 

Der Gemeinderat legt die Organisation, die Geschäftsführung und die 
Arbeitsweise des Rates in einer internen Geschäftsordnung fest. 

III. KOMMISSIONEN 

Art. 14 Finanzkommission 

1 Die Finanzkommission besteht aus fünf Mitgliedern. Drei Mitglieder 
werden durch die Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde und 
zwei Mitglieder durch die Stimmberechtigten der Schulgemeinde ge-
wählt. 

2 Die Mitglieder werden von der Gemeindeversammlung auf die ver-
fassungsmässige Amtsdauer von vier Jahren gewählt. Die Wahl erfolgt 
im Jahr der Landratswahlen. 

Art. 15 Kommissionen 

Der Gemeinderat kann weitere ständige oder befristete Kommissionen 
wählen und diesen bestimmte Geschäfte zur Bearbeitung und Antrag-
stellung übergeben. 

Art. 16 Aufgaben und Befugnisse der Kommissionen 

1 Die Kommissionen haben sämtliche ihnen zugewiesenen Geschäfte 
vorzuberaten und dem Gemeinderat Antrag zu stellen, sofern die Be-
schlussfassung in den Zuständigkeitsbereich des Gemeinderates fällt. 

2 Der Gemeinderat erstellt für die Kommissionen Pflichtenhefte und 
kann im Rahmen der kantonalen Gesetzgebung weitere Aufgaben und 
Befugnisse in einem Reglement ordnen.  

Art. 17 Arbeits- und Projektgruppen 

1 Der Gemeinderat kann für bestimmte Geschäfte Arbeits- und Pro-
jektgruppen einsetzen. 

2 Er bestimmt die Zahl der Mitglieder, genehmigt die erforderlichen 
Ressourcen und legt zur Erfüllung des Auftrags eine Frist fest. 
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IV. MITARBEITENDE 

Art. 18 Personalrecht 

1 Die Mitarbeitenden unterstehen sinngemäss der Personalgesetzge-
bung des Kantons. 

2 Der Gemeinderat wird ermächtigt, abweichende Regelungen zur 
Kantonalen Personalgesetzgebung unter Vorbehalt des fakultativen 
Referendums zu erlassen. 

Art. 19 Leistungsauftrag 

Der bisherige Leistungsauftrag ist die Ausgangslage für die Festlegung 
der künftigen Lohnsumme. 

Art. 20 Erweiterung oder Verminderung des 
Leistungsauftrages 

Erweiterungen und Verminderungen des bisherigen Leistungsauftrages 
führen zum neuen Leistungsauftrag. Die daraus sich ergebende zusätz-
liche oder zu reduzierende Lohnsumme wird über das Budget festge-
legt. 

Art. 21 Lohnsumme und individuelle Löhne 

Die Lohnsumme gemäss dem bisherigen Leistungsauftrag und die indi-
viduellen Löhne werden durch den Gemeinderat festgelegt. 

Art. 22 Anstellungsbefugnis 

1 Die Anstellung und Entlassung sämtlicher Mitarbeitenden erfolgt 
durch den Gemeinderat. 

2 Der Gemeinderat kann die Anstellung der Mitarbeitenden im Rahmen 
der Geschäftsordnung delegieren. Nicht delegierbar ist die Wahl und 
Anstellung der Gemeindeschreiberin oder des Gemeindeschreibers. 

V. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Art. 23 Inkrafttreten 

1 Diese Gemeindeordnung tritt auf den 1. Januar 2014 in Kraft. 
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2 Sämtliche widersprechenden Erlasse sind auf diesen Zeitpunkt auf-
gehoben, insbesondere die Gemeindeordnung vom 6. Mai 1988. 

 

Oberdorf, 20. November 2013 

 

IM NAMEN DER AKTIVBÜRGERINNEN UND -BÜRGER 

 

 

Gemeindepräsidentin Gemeindeschreiber 

Karin Kayser-Frutschi Martin Dudle-Ammann 
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